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geben wollen, Kompromisse, die einmal beschlossen sind, wieder zu lösen und

zu verlassen; wir wollen Sie auf diesem Wege nicht ermuthigen, und wir

wollen die Anlässe zu Konflikten und Verstimmungen nicht häufen.

Die Auflösung eines Reichstags ist ja ein vollständig verfassungsmäßiges

Mittel. (Zuruf.) Wenn der Abgeordnete Windthorst sagt, daß ich dabei

Leute zu erreichen hoffte, die zu allem Ja sagen, was ich wünsche, so macht

er den Wählern ein falsches Bild von meinen Wünschen. Ich glaube, ich

habe mich nie in der Welt als einen unhbilligen, und bis zur thörichten Ueber-

hebung unbilligen Menschen gezeigt, und bei jedem, der mich kennt, wird der

Abgeordnete Windthorst mit dieser Charakteristik von meiner Person keinen

Glauben finden. Ich habe mit der konfervativen Partei ja manchen Strauß

gehabt, und die Galle ist mir in meinem Leben sehr viel öfter übergegangen

über meine Freunde als über meine Gegner; aber nichts destoweniger habe

ich mich nie dazu veranlaßt gesehen, irgend Jemanden wegen Meinungsver-
schiedenheiten Vorwürfe zu machen. Ich glaube im Gegentheil, die Herren

Führer der Opposition sind durch den blinden Gehorsam, den sie als Herrscher

über gebogene Knieen in ihren Fraktionen zu finden gewohnt sind, ihrerseits

so verwöhnt (Oho!l links und im Zentrum), daß sie auch den Widerspruch

der Regierung nicht mehr vertragen. Ich bin vielleicht der einzige Mensch,
der im Laufe des ganzen Jahres es wagt, dem Abgeordneten Windthorst zu

widersprechen. (Große Heiterkeit.) Ist hier im Reichstage irgend Einer, der

die Kourage dazu hat, außer den Sozialdemokraten? Diese haben den Muth,
aber von den Uebrigen sind Alle in der Furcht vor dem Herrn Parteichef,

und der ist seinerseits keinen Widerspruch gewohnt und geräth in Zorn und

sittliche Entrüstung, nur weil ich anderer Meinung bin als er über die Auf-

lösung. Darum keine Feindschaft! Kommen Sie Alle wieder, dann werden

wir uns ganz dieselben Reden über drei Monate hier halten, die wir heute

gehalten haben; aber die Ueberzeugung der verbündeten Regierungen und

ihre feste Entschlossenheit in Bezug auf die Wehrhaftigkeit des Volkes, die

sie für nothwendig halten, nicht um ein Haarbreit nachzulassen, wird in drei

Monaten dieselbe sein wie heute. (Lebhaftes Bravo rechts.)

Die weitere Berathung wurde hierauf vertagt und die Sitzung
nach einigen persönlichen Bemerkungen goeschlossen.

Die Berathung wurde in der 20. Sitzung des Deutschen Reichs-
tages, am Donnerstag, den 13. Januar 1887, zu Ende geführt.
Nach Eröffnung der Sitzung erhielt das Wort der Abgeordnete Graf
von Moltke und sprach Folgendes:

Nur eine kurze Bemerkung. Es scheint, daß die wenigen Worte, welche

ich in der Sitzung vom 11. Januar gesprochen habe, eine verschiedene Auf-

fassung gefunden haben. Ich habe meine Befriedigung darüber ausgesprochen,
daß keine von den größeren Parteien hier im Hause der Regierung ver-

weigern will, was sie zur Vertheidigung des Landes als nöthig verlangt,
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und daß sonach nur noch die Zeitfrage in Betracht komme. Diese Aeußerung

gründet sich auf die Erklärung des Führers der zahlreichsten Partei im

Hause, welcher erklärte, daß diese Partei bereit sei, den letzten Mann und

Groschen zu bewilligen; dann aber habe ich, nach Ausweis des steno-

graphischen Berichts, sogleich hinzugefügt, daß die Bewilligung auf kurze
Zeit, auf ein, auf drei Jahre uns nichts nützt (Hört! Hört! rechts), daß
neue Formationen erst im langen Laufe der Jahre wirksam werden, daß

die Stabilität und Dauer die Grundlage aller militärischen Organisationen

bilde. Es kann also nicht zweifelhaft sein, daß ich der Ansicht bin, daß

mindestens eine siebenjährige Dauer nothwendig ist. (Beifall rechts.)

Diesem Redner folgte der Abgeordnete v. d. Decken, nach welchem
der Abgeordnete Eugen Richter das Wort zu einer sehr langen
Rede nahm, in welcher er in seiner bekannten Weise den Reichskanzler
angriff und sich angesichts der drohenden Auflösung des Reichstages
mit der Hoffnung tröstete, daß eine nicht ferne Zukunft ihm und seiner
Partei gehören und daß für die Sache der Deutschfreisinnigen der Tag
des Sieges erscheinen werde. Nach ihm beleuchtete der Abgeordnete
Buhl unter treffenden Schlaglichtern auf den Abgeordneten Richter
die Entwickelung der Dinge in der Kommission und im Hause und
bat schließlich im Interesse des europäischen Friedens und der ruhigen
Entwickelung unserer inneren Verhältnisse der Regierungs-Vorlage voll
und ganz zuzustimmen.

Hierauf ergriff der Reichskanzler Fürst von Bismarck das
Wort. Derselbe äußerte sich, wie folgt:

Der Herr Abgeordnete Richter hat, wie ich vernehme, in seiner heutigen
Aeußerung, die ich zu meinem Bedauern nicht gehört habe, gesagt, es wäre

nicht wahr, daß in der bulgarischen Frage im letzten Herbst die Presse der

verschiedenen Oppositionsparteien die Regierung beschimpft hätte wegen
ihrer friedlichen Politik; es sei Entstellung, daß die Presse zum Kriege mit

Rußland aufgefordert hätte. Er hat ferner gesagt — nach meiner Version

—: der Reichskanzler ist der bulgarischen Justiz durch eine diplomatische

Note in die Arme gefallen, um zu verhindern, daß die Hochverräther u. f. w.

Nun, diese Aeußerungen nöthigen mich, Ihre Zeit, die, wie ich glaube,
ja sehr kostbar und gemessen ist (Heiterkeit), doch mit retrospektiven Mit-
theilungen in Anspruch zu nehmen, die ich ursprünglich nicht beabsichtigt
habe. Ich erlaube mir hiermit, der Oeffentlichkeit diejenigen amtlichen De-

peschen zu übergeben, die wir in Bezug auf das „in den Arm fallen der
Justiz“ damals mit Sofia gewechselt haben. Das eine ist eine Instruktion

aus Berlin vom 1. September an Herrn v. Saldern in Sofia:

Suchen Sie nach Möglichkeit zu hindern, daß Hinrichtungen
stattfinden. Die friedliche Erledigung der Krisis würde durch

solche wesentlich erschwert werden.
Das ist alles, und das ist ungefähr in der Hauptsache auch alles

geblieben.
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Die Antwort darauf, unterzeichnet: Freiherr v. Thielmann, lautet:

Sofia, den 20. September 1886.

Ich habe die erforderlichen Schritte, um Hinrichtungen zu ver—

hindern, gethan und günstige Aufnahme gefunden. Jedenfalls bis
zur Ankunft des Generals v. Kaulbars wird nichts Entscheidendes

geschehen.
Diese Antwort kreuzte sich mit einer diesseitigen Mittheilung vom

19. September: «

Der russische Geschäftsträger hat hier unter Mittheilung, daß
die bulgarische Regentschaft die in der Verschwörung vom 21. v. M.

verwickelten Offiziere vor ein Kriegsgericht stellen und deren Ab-

urtheilung und Exekution wo möglich noch vor Ankunft des

Generals Kaulbars herbeiführen will, um Gegenvorstellungen in

Sofia gebeten.
Ew. Hochwohlgeboren wollen Sich, nach Einvernehmen mit

Ihrem österreichischen Kollegen, mündlich im Sinne meiner früheren

Weisungen abmahnend aussprechen.
Dann ein weiteres Aktenstück, ein Bericht des Herrn v. Thielmann an

mich vom 25. September, aus dem die Natur seiner Instruktion ersichtlich

ist.— Nein, erst folgt ein — ich habe in der Geschwindigkeit die Sachen

nicht so ordnen können — es kommt eine Aeußerung von hier; die Antwort

kommt nachher.

Also:
Berlin, den 25. September.

Aus Ihrem Telegramm vom 22. d. Mts. hat der Herr Reichs-

kanzler mit Befriedigung ersehen, daß die Gefahr der Ausführung
von Hinrichtungen —

Ausführung unterstrichen —

beseitigt ist. Der Zweck der Ew. Hochwohlgeboren ertheilten In-

struktionen ist damit vollkommen erreicht, da dieselben von Anfang

an nur die Verhütung von Exekutionen im Auge hatten.

— Ich begreife nicht, wie die Gegner der Todesstrafe uns daraus ein so

schweres Verbrechen machen können; ich glaube, die meisten der Herren
waren damals gegen die Todesstrafe. — (Heiterkeit.)

Nach Ihren bisher hier vorliegenden Meldungen darf ich an-

nehmen, daß Sie sich bei Ihren Aeußerungen innerhalb dieses
Rahmens gehalten haben. Um den falschen Mittheilungen aus-

ländischer und fortschrittlicher Blätter, daß Sie anders und schärfer

aufgetreten wären, entgegentreten zu können, bitte ich Euer Hoch-

wohlgeboren, mir ausdrücklich schriftlich zu bestätigen, daß Sie sich

in Ihren Aussprachen genau in den Grenzen der Ihnen ertheilten

Weisungen gehalten und sich demgemäß darauf beschränkt haben,
von Hinrichtungen abzurathen.

Wir sind auf diese Weise genöthigt, uns schon gewissermaßen mit gericht-
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lichen Attesten gegenseitig vom Ministerium und diplomatischen Agenten zu

versehen und zu vergewissern gegen die unglaubliche und alles Maß über-

steigende Verlogenheit dieser Sorte von Presse. (Sehr richtig! rechts.)
Darauf erfolgte die Antwort am 3 Oktober:

Auf den hohen Erlaß vom 25. v. M. beehre ich mich zu er-

widern, daß ich mich genau im Rahmen meiner Instruktionen

gehalten habe. Irgend welche weitere Anforderungen habe ich der
bulgarischen Regierung nicht gestellt, sondern mich in anderen Fragen
in Uebereinstimmung mit meinem österreichischen Kollegen gänzlich

zurückgehalten.
Beide Regierungen, unsere sowohl wie die österreichische, sind in dieser

Frage ausnahmslos Hand in Hand gegangen.

Die Hinausziehung des Verfahrens ist uns lediglich als

Mittel zum Zweck nützlich erschienen; denn wenn jetzt Verurthei-

lungen zum Tode stattgefunden hätten, so wäre bei der Aufregung

des Offizierkorps für das Weitere nicht zu bürgen gewesen. Zu

Drohungen und zu scharfer Sprache hätte ich, auch wenn ich Auf-

trag dazu gehabt, nicht einmal Gelegenheit gehabt, denn Herr
Karaweloff ging ohne Weiteres auf meine Anregung ein. Dem

Minister des Auswärtigen gegenüber habe ich lediglich mein Ge-

spräch mit Herrn Karaweloff wiederholt. Herr Stambuloff sagte
mir 3 Tage später spontan, daß er von jeher für Amnestirungen

gewesen sei. (Hört, hört! rechts.)
Mit anderen Bulgaren habe ich über die Sache überhaupt nicht

gesprochen.
Gez.: von Thielmann.

Es ist also eine gänzlich aus der Luft gegriffene Erfindung, die als

Unterlage für viele Entstellungen und Verleumdungen der deutschen Regie-
rung benutzt worden ist, die der Abgeordnete Richter zu meinem Bedauern

aus der Presse, in der er sie wahrscheinlich gelesen, reproduzirt hat; ihm

selbst schreibe ich natürlich diese Erfindung nicht zu.
Was dann die Behauptung betrifft, daß die Presse nicht zum Kriege

gegen Rußland gehetzt hätte, — ja, da liegt mir die mir noch widerstrebendere

Aufgabe vor, einige von den Artikeln, die ich Ihnen vorgestern erspart habe,

nun doch als Ueberführungsstücke, als Beweisstücke hier in die Oeffentlichkeit

zu bringen, und ich behalte mir vor, die ganze Serie zu veröffentlichen, die

ich zu Hause habe — dies ist vielleicht der zehnte Theil davon; ich habe

nicht einmal ausgesucht, ich habe die Zeit dazu nicht gehabt, als ich hörte,
daß der Abgeordnete Richter mich en demeure gesetzt habe, auf diese Sache

noch einmal zurückzukommen. Ich habe das mitgenommen, was obenauf lag;

ich bin überzeugt, es findet sich noch viel Prägnanteres.
Also das eine las ich schon vorgestern vor aus dem „Berliner Tageblatt“,

daß sie einen gesunden Krieg einem so krankhaften Frieden vorziehen. Das.

Folgende habe ich noch nicht vorgelesen.



Also wieder aus der „Freifinnigen Zeitung“ vom 28. August:

Weicht man vor Rußland zurück,

so wird der klerikalen „Deutschen Reichszeitung“ aus Berlin geschrieben

(hört, hört! links) —der klerikalen! ja, das ist das Geschwisterkind mit

der „Germania“; oder nicht? ist die „Germania“ nicht einmal klerikal? Dann

hat sie gar keinen Werth — (Heiterkeit rechts)

weil man im jetzigen Moment keinen Krieg will oder keinen führen

kann, so mögen die Offiziösen es sagen. Zum mindesten
aber mögen sie schweigen und nicht unser Volk in der Art ver-

wirren und an allem irre machen, was ihm lieb ist.

Also nicht zurück? Das wäre der Krieg, wenn man nicht zurückweicht,

„Weil man im jetzigen Moment keinen Krieg will“ —da ist doch unzwei-

deutig der Wunsch ausgesprochen, daß der Krieg jetzt geführt werden möchte.
Dann „Freisinnige Zeitung“ vom 25. Augusti:

Wenn die Unterwerfung unter den Willen des Zaren den Welt-

frieden bedeutet, so mag das richtig sein. Aber es giebt eine

Grenze, wo diese Unterwerfung aufhören muß, und dieser Grenze
nähern wir uns um so mehr, je mehr die ruffische Herrschsucht und

der Panslavismus durch Erfolge auf der Balkanhalbinsel zu neuen

Abenteuern für immer weiter gesteckte Ziele ermuntert werden.

Also wir sollen Halt gebieten, das heißt doch, wir sollen Krieg führen
mit Rußland. (Widerspruch links.) — Glauben Sie denn, daß man mit

solchen vollmündigen Phrasen wie „jeden Groschen und jeden Mann“ Ruß-
land auf seiner Bahn aufhalten, dieses Reich von 100 Millionen mit einer

sehr starken Armee einschüchtern könne? Die Leute erfahren das ja gar nicht.

sie lesen Ihre Reden gar nicht; das fällt ihnen gar nicht ein. (Heiterkeit.)

Die „Volks-Zeitung“ vom 7. September sagt:

Die türkische Weltherrschaft wurde eben nur dadurch gehindert,

daß es gegen die Türkei ein Europa gab, daß vor allem deutsche

Schwerter die Türken aus der gefitteten Welt herausschlugen, bis

sie in ihrem europäischen Besitzstand mehr und mehr beschränkt, der

unaufhaltsamen Verkümmerung verfielen. Gegen Rußland besteht,
wie die beiden letzten Wochen mit drastischer Unwiderleglichkeit be-

wiesen haben, augenblicklich kein Europa; darf es seinen Raubzug

nach Konstantinopel ungehindert vollführen, dann giebt es für
Europa nur noch eine Alternative: die unumschränkte Herrschaft

der Knute und des Rubels oder ein Zeitalter von Kriegen, von

denen die Türkenkriege früherer Jahrhunderte nur einen verhältniß-

mäßig schwachen Vorgeschmack gegeben haben.
Nun, es ist dieselbe Tonart und Uebertreibung, als wenn man uns hier

sagt: wenn wir auflösen, so wäre das, weil wir Leute, die eine andere Mei-

nung hätten wie Graf von Moltke und ich, hier gar nicht brauchen könnten; wir

könnten nur Leute gebrauchen, die Ja sagen. Das ist dieselbe Deklamation,

die in der „Volks-Zeitung“ die praktische Spitze hat: ebenso wie das deutsche
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Schwert die Türken aus Europa geschlagen hat, soll es jetzt die Russen aus

Europa hinausschlagen. Etwas anderes bedeutet das nicht.

Dann die „Volks-Zeitung“ vom 30. August sagt:

Wir haben es kaum anders erwartet, glauben aber, daß die

Gewalt der Thatsachen stärker sein wird als das Mißwollen und

die Unentschlossenheit der Zunftdiplomaten,

—ist das eine Annehmlichkeit, eine Schmeichelei, die uns gesagt wird? Ich

gehöre auch dazu. — (Heiterkeit.)

und daß die männliche Energie, die sich in dem Battenberger ver-

körpert, und die flammende Entrüstung, welche sich angesichts eines

unerhörten Ränkespiels des gesammten deutschen Volkes bemächtigt
hat, den moralischen und thatsächlichen Sieg über alle „Wenns und

Abers“ der hohen Politik davontragen werden.

Das ist es, was mich erinnert an Hekuba, an die weinerlichen Deklamationen,

die Jemand in einer Sache aufwenden kann, die ihm im Herzen ganz gleich-

gültig ist. Wer soll denn glauben, daß diese Artikelschreiber irgend eine
Begeisterung für Bulgarien hätten? Ich will gar nicht einmal behaupten,

daß sie finanziell angeregt worden sei, diese Begeisterung. (Heiterkeit.) Das
Ueble will ich ihnen gar nicht anthun; es wäre aber zu bedauern, wenn für

wenige Mark auf diese Weise das deutsche Volk beeinflußt werden könnte.

Ich meine, es ist Alles die volle Ueberzeugung der Herren, die auf diese

Zeitungen Einfluß haben; sonst würde ich mich gar nicht damit beschäftigen,
wenn irgend einer der, — um mit dem Herrn Abgeordneten Dr. Virchow

zu reden —bestochenen, bezahlten Schufte, die dafür thätig find, dies allein

auf sein Konto geschrieben hätte. Dann wäre es gar nicht der Rede werth.

Aber ich muß doch annehmen, da dies nie desavouirt ist, und da so viele

angesehene liberale und klerikale Zeitungen alle dasselbe gesagt haben, daß
das die volle ernste Meinung von denjenigen Leuten ist, die in der Oppo-

fition die staatsmännische Führung haben, die augenblicklich die Majorität

bilden und die vielleicht ja auch in drei Jahren die Majorität bilden werden,

so daß wir uns in drei Jahren vielleicht einer Majorität gegenüber finden,

die auf diese Melodie hin sagt: Jetzt führt Krieg gegen Rußland oder wir
streichen euch so und so viel aus der Armee! (Widerspruch links und im

Zentrum.) Ist das nicht sehr wahrscheinlich: Glauben Sie, daß diese
Herren in drei Jahren ihre Ueberzeugung ändern? Die Majorität ist ver-

treten in diesen Artikeln; es find die Blätter aller der Fraktionen, die heute

die Majorität bilden. Und ich war darauf gefaßt, als wir im September

den kurzen Reichstag hatten, daß diese Majorität eine lawinenartige Inter-
pellation gegen die Regierung loslassen würde zu Gunsten des Prinzen von

Battenberg und für Bulgarien. Ich war erstaunt, daß, als der kleine

Ursprung der Lawine in Gestalt der sozialdemokratischen Partei bereit war,

sich loszulösen, die übrige Masse sie nicht vervollständigen wollte. So viel
ich mich erinnere, war damals schon der Muth so gesunken, daß man sich
zu einer Interpellation doch nicht mehr verstehen wollte, weil man das —
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ich will nicht sagen, Absurde — Unhaltbare dieser Theorie allmählich erkannt

hatte. Nun, die Moajorität war ja aber vorhanden; eine volle Reichstags-

majorität steht hinter dieser Presse, eine Majorität, die so schnell ihre
Ansichten wechselt, — heute tritt kein Mensch mehr außer dem Herrn

Abgeordneten Richter hier für Bulgarien auf, jetzt haben Sie Bulgarien
vollständig fallen lassen.

Ich komme noch nachher auf einige „Germania“-Artikel von derselben

Kategorie zurück, deren ich wenigstens vierzig zu Hause habe. Also auf ein
so schwankes Rohr, wie die Stimmung der Majorität, die doch über die

Abstimmung jedesmal entscheidet, können wir die Existenz unserer Armee

nicht aufbauen, wenn das nicht anerkannt ist, daß die Existenz der Armee

nur in denjenigen Zeiträumen diskutirt werden soll, mit denen der Kaiser

und der Bundesrath einverstanden sind. Wenn die Theorie, die Fälschung

der Verfassung überhaupt im Volke Terrain gewinnt und Anerkennung findet,

daß von einer Budgetmajorität in jedem Jahre der Stand der Armee

abhängt, wie in England etwa durch die Mutiny-Bill — theoretisch;

praktisch würde es auch dort nicht so der Fall sein —, dann, meine Herren,

ist keine Sicherheit vorhanden, dann heißt es allein: videant Consules oder

videat Imperator ne quid detrimenti capiat respublica; dann ist salus

publica suprema lex. — Verzeihen Sie, daß ich in fremden Zungen mich

bewege, es wird mir schwer genug.

Dann hier eine „Volks-Zeitung“ vom 28. August: die brutalsten

Rechtsbrüche des zarischen Despotismus ruhig hinnehmen, weil

ihnen die „Gewissenlosigkeit“ fehlte, einen „Krieg mit Rußland zu

führen", das konnten die Diplomaten des Deutschen Bundes wirk-

lich auch;
— Nun das konnten fsie nicht einmal, denn sie waren dem gar nicht aus-

gesetzt, fie kamen gar nicht zur Hebung dabei. Ich bin ja selbst als Diplo-

mat dort gewesen, wir haben mit Rußland direkte Korrespondenzen eigentlich

nicht gehabt, aber damit hat doch der Verfasser mir das Kränkendste sagen

wollen, was in seiner Macht lag.

Wenn Deutschland in der Weltpolitik auf diese bescheidene Rolle

sich beschränken wollte, dann hätte das deutsche Volk sich die Ströme

von Blut und Schweiß sparen können, welche dazu gehörten, das

Deutsche Reich zu gründen.
Also wozu brauchen wir ein Deutsches Reich, wenn wir es nicht für

Bulgarien einsetzen wollen? Nur dazu ist es geschaffen. Und solche Herren

bilden die Majorität der Abstimmung, die dergleichen schreiben und denken!

(Lachen links.)
Wenn irgend ein Zusammenhang oder eine Identität zwischen diesen

Kundgebungen und den Herren hier bestehen (Zwischenruf),
Kann ich da mit Sicherheit annehmen, daß die „Volks-Zeitung“ ganz

außer Zusammenhang mit irgend einem der hier Abstimmenden steht? Ich

möchte es wünschen.
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In der „Vossischen Zeitung“ vom 26. August heißt es:

Wenn aber alle diese Zugeständnisse nur den Erfolg haben, daß

man den frechsten Verletzungen der Friedensbedingungen um des

Friedens willen keinen Widerstand entgegensetzt, wenn also der

Frieden nur dadurch aufrecht erhalten wird und werden kann, daß

man derjenigen Macht, welche man erst vor acht Jahren zum Frieden

gezwungen hatte, gestattet, diesen Frieden auf den Kopf zu stellen,

und gerade diejenigen Uebergriffe durchzuführen, welche derselbe zu
verhindern bestimmt war, dann kann der also zusammengefügte

Frieden kaum noch auf den Werth des Papieres Anspruch machen,

auf welchem er niedergeschrieben und besiegelt worden ist.

Ich sagte gestern schon: wir, die Regierung, treten für den Frieden ein,
die Politiker dieser Richtung wollen es ankommen lassen auf einen kleinen

Krieg mit Rußland, darauf einzugehen find fie sehr bereitwillig. Es ist zwar
schon 4 Monate her, diese Bereitwilligkeit und diese todesverachtende, todes-

muthige Ueberzeugung, die sich hier ausspricht. Vier Monate find ja für die
Stimmung in der Politik eine recht lange Zeit; aber es könnte doch sein,

daß wir nach drei Jahren noch auf diesen selben Schlag von Politikern hier
in der Mehrheit stoßen könnten.

Wir sollen dann nach der „Vossischen Zeitung“ weiter dem Zaren einen

verstärkten Damm entgegensetzen, daß er nicht nach Konstantinopel geht u. s. w.

Die „Germania“ vom 1. September sagt:

In letzter Instanz könnte vielleicht sogar Frankreich gewonnen
werden, da letzteres an sich die Stärkung der christlichen Mittel-

staaten auf der Balkanhalbinsel nur wünschen und fördern kann

und blos durch die Ausficht auf ein russisches Revanchebündniß zu

einer anderen Politik getrieben werden könnte, eine Politik, die ja

aber doch jener obigen Kombination gegenüber aussichtslos wäre.
Das ist ein Irrthum; auf Frankreich ist in dieser Beziehung nicht zu

rechnen; Frankreich wird nichts thun, wodurch es fich mit Rußland in Un-

gelegenheiten bringen kann; und solche Infinuation zeugt eben nur von der

Unkenntniß der politischen Lage und dem Mangel an Urtheilskraft in euro-

päischen politischen Fragen.
Wir glauben also, ein großer Moment ist jetzt wieder einmal

für den deutsch-österreichischen Bund gekommen. — Die Versperrung

der Straße nach Konstantinopel gegen Rußland ist möglich.
Also dazu sollen wir Deutsche Truppen hergeben, um den Russen die

Straße nach Konstantinopel zu versperren. Wenn wir nicht mit Rußland

zusammengrenzten, so würde schon Jedermann eine Absurdität darin finden.

Sollen wir auf Schiffen 100000 Mann nach Konstantinopel bringen und
die Russen dort zurückhalten:? Das würde uns Keiner zumuthen, einen

Krieg in so weiter Ferne zu führen. Dadurch aber, daß wir mit Rußland
200 Meilen offene Grenze haben, wird die Frage eine viel ernstere und
schwerere, als wenn wir von Rußland so weit ab wohntien wie England.
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England kann sich mit Rußland schlagen, ohne daß es zu befürchten braucht,

daß es in England selbst in einer irgendwie ernsthaften Weise durch russische

Kräfte belästigt wird. Es hat nur Gefahren für seine Kolonieen, für Indien

zu befürchten. Aber für uns ist das was anderes; den Frieden zwischen

zwei benachbarten Nationen zu stören, in deren Masse schon so manche Ver-

stimmung künstlich gemacht und geschürt wird durch die verschiedensten
kreuzenden Interessen, — das ist eine große Ruchlofigkeit, zu der man gar

keinen Grund hat.

Als zuerst im Jahre 1867 die Gefahr eines französischen Krieges hervor-

trat wegen der Luxemburger Frage, habe ich unter den Gründen, die da-

gegen sprachen, daß wir sie Frankreich gegenüber kriegerisch aufnehmen
sollten, namentlich auch geltend gemacht: ein neuer Krieg zwischen Deutsch-

land und Frankreich ist ja mit einem Feldzug nicht abgemacht; Derjenige,

der im ersten Feldzug, der im ersten Kriege geschlagen wird, wird nur

darauf warten, um seine Kräfte zu sammeln, um den zweiten Krieg anzu-

fangen und seine Revanche zu nehmen. Wären wir geschlagen worden, so

hätte ich vorausgesetzt, daß wir dasselbe thäten, was jetzt Frankreich thut.
Ich habe damals im Rathe des Königs gesagt: es handelt sich hier nicht
um einen einmaligen Krieg, sondern um eine ganze Reihe von Kriegen, die

vielleicht ein halbes Jahrhundert hindurch dauern. Ob und inwieweit ich

Recht gehabt habe, darüber diskutiren wir, und das überlasse ich Ihrem

Urtheil. Aber ein ähnliches Verhältniß der Spannung und des dauernden

Hasses und eine neue Revancherüstung durch einen Krieg mit Rußland ein-

zurichten neben dem französischen, dazu gehört ganz nothwendig, daß wir

von Rußland in ganz ruchloser Weise angegriffen werden und ausschlagen

müßten; dann würden wir uns vertheidigen bis auf den letzten Blutstropfen,

und wenn wir einer großen Koalition augenblicklich unterliegen sollten,

würde eine Nation, wie die deutsche, niemals zu Grunde gehen, und wenn

sie zu Grunde geht, ist es doch immer besser, mit Ehren unterzugehen, als

mit Schande zu leben. (Bravo rechts.) Das sind aber Sachen, von denen

man wohl gelegentlich, wenn man die vorsichtige Politik der Regierung an-

greift, in renommistischer Weise reden kann, die aber nach Kräften zu ver-

hindern die Aufgabe einer vaterlandsliebenden und ehrliebenden Diplomatie

ist. Und wegen Bulgarien, wegen Hekuba, werden wir unser Verhältniß

mit Rußland nicht brouilliren und überhaupt einen Krieg führen mit einem

Nachbar, mit dem wir keine streitigen Interessen haben — Rußland wünscht

kein deutsches Land zu erobern, und wir wünschen kein russisches; es könnten

nur polnische Provinzen sein, von denen haben wir schon mehr, als für

uns bequem ist — es ist also nicht der mindeste Grund, diese für manche

unserer inneren Politiker fehlende Zwietracht mit Rußland künstlich erzeugen

oder schüren zu wollen.

Ich kann solche Kriegshetzereien gegen Rußland auch nicht anders er-

klären, als wie ich mir manchen franzöfischen Krieg erkläre: wegen der Rück-

wirkung auf die innere Politik. Leben wir mit Rußland in Feindschaft, so
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stellt fich manches in der inneren Politik doch noch anders und die Regierung

ist ja natürlich im Ganzen schwächer. Aber das ist doch nur eine theoretische

Berechnung, daß fie schwächer wird; ihren eigenen Landsleuten gegenüber
ist eine Regierung sehr viel stärker. Wenn sie in einem schwierigen Kriege

sich befindet, dann gilt Nothrecht, dann ist Vieles erlaubt, was im Frieden

oder in einem leichteren Kriege schon nicht möglich ist. Also auch diese
Rechnung wäre fehlerhaft Ich kann mir denken, daß Leuten, die eine Aen-

derung der Zustände bei uns wünschen, z. B. die polnischen Bestrebungen —

daß denen mit einem Kriege gegen Rußland gedient wäre; aber sie könnten

doch nur dann ein günstiges Resultat davon hoffen, wenn der Gegner Ruß-

lands stärker wäre. Wenn Rußland siegt im Kriege wegen der Schwäche

seiner Gegner, weil diesen die Mittel fehlen, deren Bewilligung wir heute

von Ihnen verlangen, dann, glaube ich, würde es den Polen noch viel

schlechter gehen in den preußischen und österreichischen Provinzen, als heutzu-

tage (Sehr richtig! rechts), wenn also Galizien oder das Großherzogthum

Posen dem Weichselgouvernement zugeschlagen würde, — das wäre ungefähr

der Kampfpreis, den die Polen in diesem Kriege davontragen könnten, wenn

sie auf die Schwächung Deutschlands hinarbeiten.
Die „Germania“ sagt ferner am 29. August:

Und dieser Gedanke, ob die Lage Europas derartig sei, daß man

den Frieden durch fortwährende Trinkgelder an Rußland, und zwar

oft durch sehr beträchtliche, erkaufen müsse, — dieser Gedanke macht

sich fort und fort immer deutlicher in der Presse geltend. So heißt

es z. B. in dem sehr regierungsfreundlichen „Hamburger Kor-

respondenten“.
Nun, die Regierungsfreundlichkeit des „Hamburger Korrespondenten“

kennen wir. Wenn ein Blatt wie die „Germania“ so bemüht ist, den Russen

Feinde zu schaffen und zwischen Rußland und dem deutschen jetzigen Kaiser-

thum Feindschaft zu stiften, so drängt sich einem ganz unwillkürlich die

Frage auf: würde die „Germania“ ebenso eifrig dahin arbeiten, wenn Ruß-

land ein katholisches Land wäre oder ein katholisches Herrscherhaus hätte?

Rußland ist heterodox, und da giebt es ja so manche leidenschaftliche Po-

litiker, die, wenn Griechen und Protestanten sich etwa in die Haare geriethen,

sagen würden: schade um jeden Schlag, der vorbei fällt.

Die „Germania“ sagt ferner in einem Artikel vom 26. Augusti:

„Das Alles hat sich nun mit einem Schlage vollständig ver-

ändert; Europa hat sich vor Rußland rückwärts konzentrirt, und

zwar auf die bloße Drohung des Losschlagens hin.
— Dem gegenüber sollten wir uns also vorwärts konzentriren; dann

wäre ja der Krieg da. —

Europa verbeugt sich vor der vollendeten Thatsache, vor der Ueber-

macht des Moskowiterthums.. Wenn die Drohung mit einer

Kriegsthat genügt, um ganz Europa dem Willen Rußlands dienstbar

zu machen, — wollen wir denn nicht den ganzen haltlosen Wider-
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stand gegen den Panslavismus ausgeben? Bulgarien und Ost-

rumelien find jetzt in den Händen der Russen. Daß Mazedonien

auch dazu gehört, hat noch dieser Tage das Organ Zankows, des
Hauptanstifters der Revolution, förmlich erklärt. Oesterreich wird

ebensowenig die mazedonischen wie die bulgarischen Kastanien aus

dem Feuer zu holen wagen."

Ich frage: Sind dies Kriegshetzereien oder nicht? Darf man daraus

schließen, daß die Staatsmänner, die hinter diesen Blättern stehen, den
Wunsch gehegt haben, uns mit Rußland in einen Krieg zu führen? — Dann

wäre es ein sehr eigenthümliches Zusammentreffen, auf welches ich schon
aufmerksam gewacht habe: daß dieselben Parteien, die so bereitwillig sind,
uns in einen Krieg zu stürzen, hier die Mittel, den Krieg zu führen, uns

hartnäckig versagen oder doch nur auf kurze Zeit bewilligen wollen; woran

sich doch immer die Neigung knüpft, die Krisis, die jedesmal mit diesen Ver-

handlungen verbunden ist, nicht zu lange aufzuschieben. Sieben Jahre der
inneren Ruhe, des inneren Friedens, — das kann keine eifrige Parteipolitik

ertragen; solche Gemüthsbewegungen und Kämpfe, bei denen der Rechtsboden

der deutschen Verfassung fanditus erschüttert wird, brauchen Sie öfter zu Ihrer
— ob Gallenbewegung, ich weiß es nicht. Aber wir wünschen Ruhe und

Frieden im Innern wie nach Außen und wünschen nicht, daß alle drei Jahre,

sondern höchstens alle sieben Jahre die Frage, ob die deutsche Armee, das

heißt das Deutsche Reich und die Verfassung, — denn ohne Armee find beide,

wie Herr Windthorst anerkennt, nicht denkbar —, fortbestehen sollen, und

mit welchem Grade von Sicherheit, — wir wollen, daß diese Frage nur alle

sieben Jahre erörtert wird. Wer konfliktslüsterner ist als wir, dem werden

wir nicht zustimmen und werden ihn in seiner Kampfbegierde allein lassen

und ihm sagen: wenn Sie Händel brauchen, so suchen Sie sich dieselben wo

anders auf; bei uns sind sie nicht zu finden.

Ich weiß nicht, von welcher Seite — ich habe nur die Notiz gemacht,

daß es gesagt wurde — ist man auch wieder zurückgekommen auf die han-

növersche Frage, und sie ist dargestellt in einer ähnlichen Weise, wie gestern
von dem Herrn Abgeordneten Dr. Windthorst. Es ist ja einerlei, wie der

Wortlaut der Aeußerung gewesen ist. Ich wollte nur Gelegenheit nehmen

darauf aufmerksam zu machen, daß es doch kein ganz zutreffender Vergleich ist,

den Bund zwischen dem ehemaligen Königreich Hannover und dem französischen

Kaiserthum, wie der Herr Abgeordnete Dr. Windthorst das gestern that, auf

eine Linie zu stellen mit dem italienisch-preußischen Bündniß im Kriege 1866.

Die Herstellung des Königreichs Hannover durch die hannoversche Le-

gion im Gefolge des französischen Kaisers war doch nur denkbar, wenn

gleichzeitig dabei das linke Rheinufer für uns verloren ging, oder was Napoleon

uns sonst abnehmen wollte. Aber das Bündniß Preußens mit Italien hätte

in keinem Falle Folgen nach dieser Seite hin haben können. Es wäre kein

Rheinufer dabei ins Spiel gekommen und kein deutsches Land, es war höch-

stens italienisches Land; ob es für Oesterreich ein Segen war, in Italien zu
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herrschen, das ist in Oesterreich selbst eine sehr zweifelhafte Frage. Aber

von deutschem Lande war in dem Bündniß keineswegs die Rede.

Die Herren werden mir zugeben, daß ein siegreiches Frankreich, welches

bei uns Hannover hergestellt haben würde, sich damit nicht begnügt haben

würde, sondern es würde doch auch gedacht haben: selber essen macht
fett, wie das Sprüchwort sagt; es würde für Frankreich direkt das Rheinufer

genommen haben und so, wie wir damals die französischen Wünsche kannten,

— sie sind ja aus den Benedettischen Verhandlungen bekannt —, so deckte

sich das ungefähr mit dem Winkel, der vom rechten Moselufer und von dem

linken Rheinufer eingeschlossen wird einschließlich Koblenz. Denn das war

ja, was man uns als einen Preis im Frieden abforderte. Wenn das schon

damals der Fall war, so ist es doch also wohl sicher, daß Napoleon in einem
siegreichen Kriege, wenn er den Frieden diktiren sollte, das ganze linke Rhein-

ufer genommen haben würde.

Wenn nun der Herr Abgeordnete Dr. Windthorst oder der Herr, der

heute in diesem Sinn über diese Frage gesprochen hat, mir nicht nachweisen

kann, daß in dem preußisch-italienischen Bündniß eine ähnliche Klausel oder

unabweisliche Bedingung zum Nachtheil Deutschlands gesteckt hat, dann wird

er mir zugeben müssen, daß sein Vergleich nicht zutrifft, und daß die ent-

rüstete und schmerzliche Bewegung, die sich bei ihm in Erinnerung an die

Vergangenheit gestern erkennbar machte, ihn veranlaßt hat, die Sache in
einem unrichtigen Lichte zu sehen und darzustellen.

Meine Herren, ich weiß nicht, ob die weitere Diskussion mir noch heute

zu weiteren Aeußerungen Veranlassung geben wird. Ich will es einstweilen

abwarten. (Bravol rechts.)

Nach längeren Ausführungen des Abgeordneten Dr. Windthorst
nahm der Reichskanzler Fürst Bismarck nochmals das Wort.
Die Rede desselben lautete:

Der Herr Abgeordnete hat die Hoffnung ausgesprochen, daß Gesetz und
Recht von den Regierungen vollständig beachtet werden würden. Ich kann

ihm darüber nochmals die bündigste Zusicherung geben: wir werden uns inner-

halb unserer verfassungsmäßigen Berechtigung bewegen; wir haben dabei aber

die Hoffnung, daß auch die Majorität des Reichstages dasselbe thun werde.

In seiner Zusammenstellung derjenigen Bestimmungen, die die Verfassung
über die Armee hat, hat der Herr Vorredner vorher vergessen, einen ganz

wesentlichen Satz vorzutragen: das ist das vierte Alinea des Verfassungs-
artikels 62, der da lautet:

Bei der Feststellung des Militärausgabeetats wird die auf Grund-

lage dieser Verfassung gesetzlich feststehende Organisation des Reichs-
heeres zu Grunde gelegt.

Was ist nun die „auf Grundlage dieser Verfassung gesetzlich feststehende
Organisation?" Das ist der Artikel 59 und der Artikel 63 im Absatz 4.

Artikel 59 bestimmt die Präsenzzeit eines jeden wehrpflichtigen Deutschen bei
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der Fahne auf 3 Jahre, und Artikel 63 enthält das Moderamen, daß der

Kaiser den Präsenzstand bestimmt. Das liegt so einfach und klar wie mög—

lich. Es ist alterirt, so lange das Septennatsgesetz gelten wird, bis 1888.
Es wird den verbündeten Regierungen und Sr. Majestät dem Kaiser nicht

einfallen, vorher unter Ignorirung der Grenze, die durch das Septennatsgesetz

gezogen ist, die aber schwindet, wenn das Septennatsgesetz abgelaufen ist,

etwa den gesetzlichen Präsenzstand überschreiten zu wollen. Es ist ja möglich,
daß —, namentlich wenn die Auflösung eintritt — ein Zeitraum verläuft,

in dem wir den Reichstag nicht gegenwärtig haben; es ist auch möglich, daß

wir dauernd vom Reichstage die Mittel nicht erhalten können, die zum Schutz

unserer Grenzen vorsichtshalber uns nothwendig scheinen. Dann, glaube ich,
wird dem Kaiser und König von Preußen immer noch die Möglichkeit offen stehen,

sich vertrauensvoll an seinen Preußischen Landtag zu wenden und zu sehen,

ob er von dem die Mittel zum Schutze des gemeinsamen Vaterlandes nicht

erlangen kann (Bravol rechts, Bewegung); ich bin überzeugt: dort werden

wir nicht so lange zu bitten und zu unterhandeln brauchen.

Der Herr Abgeordnete hat in dürren Worten angedeutet, daß die Re-

gierung, wenn sie die 3 Jahre ablehne, doch noch Hintergedanken haben müsse,

die sie nicht ausspricht. Diese Beschuldigung gebe ich vollständig zurück:
wenn Sie die 7 Jahre ablehnen, so müssen Sie durchaus Hintergedanken

haben; Sie können ebenso gut annehmen, Sie rücken jede Konfliktsmöglichkeit

wieder etwas weiter hinaus. Wenn ich Ihre Hintergedanken ebenso erläutern

soll, wie der Herr Vorredner unsere angeblichen Hintergedanken erläutert hat,

so bezeichne ich sie als eine Intention, die von der Verfassung gezogenen

Grenzen zwischen der parlamentarischen und der Regierungsgewalt verrücken

zu wollen, verschieben zu wollen in dem Urtheil und in der Auffassung der

öffentlichen Meinung des Reichs und in der Praxis. Und darauf, wiederhole

ich, werden wir uns nicht einlassen. Die Machtvertheilung so, wie sie durch

die Verfassung gegeben ist, werden wir festhalten, die werden wir gewissenhaft

beobachten; aber ich fürchte, daß Sie nicht, wie ich vorgestern sagte, zu den

saturirten Mächten Ihrerseits gehörten. Sie wollen erobern, wir wollen

behalten den Besitzstand; Sie wollen neue Kompromisse, wir wollen an den

alten Traditionen festhalten; wir scheuen die Krisen, ihre häufigen Wieder-

holungen und die Möglichkeit der Konflikte, Sie gehen diesen bereitwillig und
frohen Muthes entgegen. Sie verhalten sich einigermaßen zu uns wie die

Franzosen gegen Deutschland; wir find die Konservativen, Friedliebenden,

und Sie find die, die erobern wollen, die uns das uns verfassungsmäßig ge-

bührende Elsaß wieder abnehmen wollen (Oh, ho! links und im Centrum).

Der Herr Vorredner hat sich in Bezug auf die hannoversche Frage auf
die Kloppschen Werke berufen und hat sie Geschichtswerke genannt; ich habe

bisher sie als unparteiische Geschichtswerke noch von keiner Seite darstellen

hören. (Heiterkeit rechts.— Abgeordneter Dr. Windthorst: Die Do-

kumente sind unparteiisch.) — Gut, den Dokumenten gegenüber werde ich

demnächst eine Darstellung, die ich längst beabsichtigt habe, aber aus Rücksicht,
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um alte Empfindungen nicht wieder aufzuwärmen, bisher unterlassen habe,

meinerseits, wenn der Kaiser es genehmigt, der Oeffentlichkeit übergeben;

dann werden Sie sehen, was Onno Klopps Dokumente dagegen werth find.

Geiterkeit rechts.) ·

Der Herr Vorredner hat damit begonnen, daß er meine Data wegen

der Sparkassen theils angezweifelt hat, theils fie in Widerspruch zu bringen
gesucht hat mit den finanziellen und wirthschaftlichen Beschwerden über die

im preußischen Landtag so häufig und auch von meiner Seite geklagt wird.

Ja, meine Herren, diese Sparkasseneinlagen sind ja, wie ich schon vorgestern
bemerkt habe, kein Beweis dafür, daß die ganze Nation reich ist; aber daß

derjenige Theil der Nation, der in die Sparkassen einzulegen pflegt, in seiner

Wohlhabenheit gestiegen ist und in den letzten acht Jahren in erheblichem

Fortschritte (Widerspruch links; Zustimmung rechts) —sehr erheblich, das

beweisen sie ganz unzweifelhaft meiner Ueberzeugung nach. Wir haben ja
Arm und Reich bei uns. Arm ist bei uns in Preußen vor allen Dingen

der Fiskus; die Hauptsteuerobjekte sind dem Reich übergeben worden, und

in Benutzung derselben steht uns eine Obstruktionspolitik gegenüber, die wir

bisher nicht haben überwinden können. Daß die landwirthschaftlichen In-
teressen, also die Interessen der großen Mehrheit — von 3/ bis / der

Bevölkerung —nicht in einem blühenden Zustand sind, das werden Sie aus

meiner Statistik ersehen. Wenn ich die Durchschnittsziffer der Spareinlagen

ziehe — ich habe hier die Einlagen nach den verschiedenen Provinzen ge-

schieden —, so werden Sie finden, daß am tiefsten unter dem mittleren

Durchschnitt die rein ackerbautreibenden Provinzen stehen und am höchsten

die industrie= und handeltreibenden Provinzen.

Es kommt auf die Gesammtheit im Durchschnitt auf jeden Kopf —

auch das Kind in der Wiege — 80 Mark Sparkasseneinlage in der ganzen

preußischen Monarchie. Ich werde Ihnen nun diejenigen Angaben machen,
die erheblich darunter sind. Da ist erstlich einmal Ostpreußen mit 15 Mark

im Durchschnitt; Westpreußen mit 22 Mark; Brandenburg mit 54 Mark

erreicht den Durchschnitt der Gesammtheit auch nicht; Posen zählt 15 Mark

gleich Ostpreußen, als eine industriearme und wenig Handelsverkehr habende
Provinz; Schlesien 44 Mark; dann kommen Sachsen mit 104 Mark,

Schleswig-Holstein mit 241 Mark, weil es Handel, Seefahrt, also Wohl-

habenheit hat. Ich gebe zu, Schleswig-Holstein ist ebensowohl eine Acker-

bauprovinz; aber gerade der Großgrundbesitz, der gewöhnlich die Scheibe

bildet, nach der geschossen wird, der ist in Schleswig-Holstein doch so gering
vertreten, wie kaum in den anderen Provinzen, —der Besitz ist vorwiegend

ein bäuerlicher. Hannover hat 150 Mark, Westfalen 192 Mark pro Kopf,
und Hohenzollern — wieder rein ackerbautreibend — 50 Mark. Sie werden

daraus ersehen, daß die rein ackerbautreibenden Provinzen sich lange nicht

einer so blühenden Situation in Bezug auf die Sparkasseneinlagen erfreuen,

wie die rein industriellen und merkantilen, und daß eben unter dem heutigen

Regime sich die Güter dieser Welt ungleich vertheilen.
5“
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Aber vor allen Dingen geht daraus hervor, daß die arbeitende Klasse,

von der, wie ich mich erkundigt habe, die Haupteinlagen im Ganzen her—

rühren, sich seit der Einführung der Schutzzölle, seit 1879, in einer ununter-

brochen fortschreitenden Sparkassenwohlhabenheit befindet. Ich kann in die

Häuser nicht hineinsehen; aber ich kann mir nicht denken, daß die Arbeiter

irgend etwas Unentbehrliches entbehrt haben werden, um diese Gelder in die

Sparkassen zu tragen. Ich berufe mich da auf das, was aus den amtlichen

Listen ersichtlich ist.
Der Herr Vorredner hat ferner jeden Zusammenhang von Reichstags-

mitgliedern mit den Zeitungen, die ich zitirt habe, ganz bestimmt zurück-

gewiesen. Er hat damit vielleicht einzelne hervorragende Persönlichkeiten im

Auge gehabt, also z. B. seinen ihm nächststehenden Geschäftsfreund, den Ab-

geordneten Richter. Der hat ja wohl gewiß keine Beziehungen zur öffent-
lichen Presse, obwohl ich nicht weiß, ob er nicht im Kalender als dieser

Richtung der Thätigkeit angehörig angegeben ist. Er hat damit jedenfalls

zugegeben, daß das, was die „Germania“ schreibt, ohne jedes Fundament
irgend einer höher stehenden Autorität ist, daß das nur die bedauerliche Tages-

leistung der Redaktion ist, daß sie also gar keinen Kredit dafür hat, daß nicht

eine auch nur so weit in der Politik eingeweihte Autorität hinter ihr besteht,

als es ein Abgeordneter sein muß. Ich weiß nicht, ob es der „Germania"“

ganz lieb sein wird, daß fie ganz auf eigenen Füßen steht und vom Ab-

geordneten Windthorst zurückgewiesen wird in ihr Nichts durchbohrendes

Gefühl. (Heiterkeit.)
Der Herr Abgeordnete hat außerdem gesagt, daß es mit mir ganz anders

sei: ich stände — ich weiß nicht, mit wie vielen Zeitungen in einer solchen

Verbindung, daß ich nicht nur schreiben lasse, sondern selbst darin schreibe;

er hat meinen Styl darin wiedererkannt. Es ist mir sehr schmeichelhaft,

wenn man das findet. Die Zeitungen schreiben einen sehr viel besseren Styl,

als ich. Soviel ich mir auch Mühe gebe, so kann ich den Schwung der

Phrase, die überhaupt nicht meine Force ist, nicht herausbringen, wie ich fie

so oft in diesen Zeitungen mit Vergnügen lese. Es wäre mir also schmeichel-

haft, wenn man mich darin erkannte. Er irrt sich aber, wenn er glaubt,

ich hätte die Zeit dazu.
Bedenken Sie da, meine Herren, welche Geschäftslast auf mir ruht, und

für einen ganz gewissenlosen Arbeiter im Dienst werden mich selbst meine

Gegner nicht halten. Die Gegner dagegen haben ja gar nichts auf der Welt
zu thun, als mir das Leben sauer zu machen in der Presse oder hier im

Reichstage. Das ist ihre ganze Beschäftigung, und wenn fie das besorgt und

ihre Uhr aufgezogen haben, sind sie fertig mit ihrer Arbeit. (uruf: Wie

wissen Sie das?) Also glauben Sie nicht, daß ich so viel Zeit, ein solches
— ich möchte sagen — unberechtigtes Maß von Zeitüberfluß habe, daß ich

mich noch mit der Presse selbstthätig beschäftigen könnte. Ich bestreite ja

gar nicht, daß ich mitunter Auftrag gebe, einen solchen Artikel zu schreiben,

und ihn mir vorlesen lasse, um zu sehen, ob er nicht eine Unhöflichkeit gegen
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den Reichstag enthält (Große Heiterkeit) oder gegen sonst Jemand. Diejenigen

Artikel, die dergleichen enthalten sollten, haben sich sicherlich meiner Zensur
entzogen; das bitte ich ein für allemal anzunehmen. Aber ich kann doch

unmöglich für jeden Inhalt irgend einer Redaktion verantwortlich sein. Es

passirt mir, wie ich schon früher gesagt habe, vielleicht nur in vierzehn Tagen
einmal, daß ich ein derartiges Erleichterungsbedürfniß habe, was ich nicht
zurückdrängen könnte.

Der Herr Abgeordnete hat zu verstehen gegeben, er wüßte nicht recht,

was in dem österreichischen Bündnißvertrage stehe, und was überhaupt noch

darin stehen könnte. Ja, da möchte ich ihn nur bitten, sich mit dem alten

Goethe'schen Spruche zu beruhigen: „Allwissend bin ich nicht, doch ist mir

viel bewußt."“ Ihm ist sehr viel bewußt, aber es muß auch Einiges geben,
was er nicht weiß. (Heiterkeit.)

Der Herr Abgeordnete hat ferner — er schien es als eine sehr schwere

Anklage zu accentuiren, was ich als eine solche gar nicht acceptiren kann, —

er hat gemeint: wir, die verbündeten Regierungen wären der Ansicht, daß

mit einem so komponirten Reichstage es nicht ginge. Das ist allerdings

unsere Meinung; das ist aber kein Lossagen von der Verfassung. Wir

bleiben auf dem Boden der Verfassung, wenn wir durch eine Auflösung zu

einem anderen Beschlusse zu gelangen suchen, und wenn wir inzwischen nach

Material suchen, um die Wähler zu überzeugen, daß gerade unsere Ansicht

die richtige ist. Das ist außerordentlich schwierig, da nicht viele Leute

mehrere Zeitungen lesen, sondern nur eine. Aber so schwierig es auch sein

mag, müde werden wir darin nicht werden, und zuletzt wird es uns doch

gelingen; Recht muß doch Recht, und Wahrheit muß doch schließlich wahr
bleiben, und darauf verlassen wir uns. (Bravol rechts.) Und wir werden

auch schließlich die Wähler überzeugen, wo wahrer Patriotismus und wo

die Sorge für die Sicherheit, für das Gedeihen des Deutschen Reiches und

seine Einigkeit zu suchen ist. Ich bezweifele das gar nicht.

Der Herr Vorredner hat ferner wieder den Accent darauf gelegt, daß

zwischen drei und sieben Jahren prinzipiell doch eigentlich gar kein Unter-

schied wäre. Nun, prinzipiell ist der Unterschied allerdings nicht so groß als
materiell. 4 Jahre gewonnene Ruhe und Frieden ist doch immer ein ganz

erheblicher Gewinn. Hauptsächlich aber wollen wir die Tradition des Kom-

promisses unsererseits nicht kränken und schädigen, weil es in der That die

einzige Möglichkeit ist, in konstitutionellen Verfassungen dauernd im Frieden
zu leben. Es giebt keine Verfassung, — und wenn die geschicktesten Leute

sie redigirt hätten, und je geschickter, desto seltener giebt es deren vielleicht,
außer der englischen, die gar nicht geschrieben ist; — sonst giebt es keine

Verfassung, die nicht Lücken hätte, wo nicht die Lückentheorie in Fällen An-

wendung findet, die immer nur durch Kompromiß überwunden werden

können. Wir haben in unserer Friedensliebe 1874 diesen Kompromiß auf

7 Jahre lang abgeschlossen und sind bereit, alle 7 Jahre lang wieder in

diese qualvollen Diskussionen einzutreten, aber nicht öfter. Sie wollen sich
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nur von dem Kompromiß lossagen und sagen: Nicht sieben Jahre, alle drei

Jahre sollen wir das. Wenn Sie drei Jahre haben, werden Sie sagen:

Alle zwei Jahre, warum nicht alle ein Jahr — und wir werden die Unruhe

darüber dann gar nicht los. Es giebt ja Herren, die so konfliktslüstern sind,

daß sie in jedem Jahre das Sicherheitsventil unserer verfassungsmäßigen
Zustände auf die Probe des Springens stellen wollen, und die Probe des

Springens nenne ich die Abschaffung der Armee.

Nun, meine Herren, es giebt außerdem noch einen für mich ganz per-

sönlichen Grund, weshalb ich für die sieben Jahre bin. Ich hoffe, in drei

Jahren noch zu leben, in sieben Jahren aber nicht mehr; da hoffe ich, all

dieses Elendes überhoben zu sein, und ich hoffe, daß der Abgeordnete Windt-

horst — ich wünsche ihm, daß er noch zehn Jahre lebt; aber er ist doch in

denselben Jahren wie ich, und wenn wir Beide weg sind, werden Sie sich

vielleicht besser vertragen. (Bewegung.)

Nachdem hierauf noch die Abgeordneten von Kardorff und
Dr. Bamberger gesprochen, wurde die Diskussion geschlossen und die
Abstimmung auf Freitag, den 14. Januar 1887 vertagt.

In der 21. Sitzung des Deutschen Reichstages, am Freitag,
den 14. Januar 1887, die vor überfüllten Tribünen, wie die vor-

hergehenden Sitzungen, abgehalten wurde, zog der Abgeordnete Frhr.
Schenk von Stauffenberg seinen Prinzipalantrag zu §. 1 der Re-
gierungsvorlage zurück, so daß nunmehr der zweite (Eventual-) Antrag
des genannten Abgeordneten (die volle Präsenzstärke der Regierungs-
vorlage, jedoch nur auf drei Jahre) — nachdem der Antrag Balle-

strem (besondere Fassung des §. 1) gegen die Stimmen des Centrums
und der Polen abgelehnt worden war — zur Abstimmung gelangte.

Die Abgeordneten Langwerth von Simmern und Singer (Sozial-
demokrat) gaben die Erklärung ab, daß sie und ihre politischen Freunde
sich zunächst der Abstimmung enthalten, in dritter Lesung aber gegen
die Vorlage stimmen würden. Der Antrag Stauffenberg wurde in
namentlicher Abstimmung mit 186 gegen 154 Stimmen angenommen.
Desgleichen in der Gesammtabstimmung der durch den Antrag
Stauffenberg modifizirte §. 1 der Regierungsvorlage mit 183 gegen
154 Stimmen. (31 Abgeordnete enthielten sich der Abstimmung.)

Mit Ja stimmten: Graf Adelmann v. Adelmannsfelden. Aich-
bichler. v. Alten. Frhr. v. Aretin. Baron v. Arnswaldt-Harden-

bostel. Ausfeld. Graf v. Ballestrem. Dr. Bamberger. Dr. Barth.
IOr. Baumbach. Baumgarten. Beckmann. Behm. Beisert. Bender.
Berling. Graf v. Bernstorff. Bertram. Biehl. Dr. Bock (Nachen).
Borowski. Broemel. Buddeberg. Büxten. Frhr. v. Buol. Burger.
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